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Liebe Leserinnen und Leser, 

   

Der Wochenbericht erstreckt sich 

dieses Mal nicht nur auf eine Sit-

zungswoche in Berlin, sondern er-

fasst auch die beiden Wochen, die 

ich in meinem Wahlkreis unter-

wegs war.    

 

Mit meinem Kollegen Karl Lauter-

bach habe ich im Kurhaus Hamm 

zu einer interessanten gesund-

heitspolitischen Veranstaltung ein-

geladen, bei des es um die Zu-

kunftsperspektiven unseres Ge-

sundheitssystems ging.    

Mit meinem Lüner Parteifreund, 

NRW-Arbeitsminister Rainer  

Schmeltzer, habe ich zu einer Be-

triebsrätekonferenz eingeladen. 

Einmal mehr ist deutlich geworden, 

dass von NRW aus wichtige Ar-

beitspolitische Impulse ausgehen. 

Ein interessanter, faktenreicher 

Abend, den wir seit Jahren fest in 

unserem Terminkalender verankert 

haben. Und das soll auch so blei-

ben.  

  

Dass Nordrhein-Westfalen nach 

wie vor die Herzkammer der Sozial-

demokratie ist war nicht nur bei 

unserem Landesparteitag zu spü-

ren, bei dem Hannelore Kraft mit 

100 Prozent zur Spitzenkandidatin  

der Landtagswahl gewählt worden 

ist.   

  

Am Aschermittwoch im Freischütz 

Schwerte war die Aufbruchsstim-

mung in unserem Land ebenfalls zu 

spüren. Unsere Ministerpräsidentin 

Hannelore Kraft und unser Kanzler-

kandidat Martin Schulz haben 

deutlich gemacht wofür Sozialde-

mokraten stehen und was jetzt 

wichtig ist für unser Land.    

10.000 Neumitglieder in wenigen 

Wochen zeigen: wir sind auf einem 

guten Weg. 

 

 
 
 
 
 
 



 
 

In schwierigen Zeiten den Dialog 

mit der Türkei  aufrecht erhalten 
Die Inhaftierung des deutsch-türki-

schen Journalisten Deniz Yücel ist 

ein weiterer schwerer Schlag gegen 

die Presse- und Meinungsfreiheit in 

der Türkei. Gerade als Mitglied der 

deutsch-türkischen Parlamentarier-

gemeinschaft bedauere ich die Ent-

wicklungen in der Türkei und for-

dere, wie meine Bundestagskolle-

gen, die sofortige Freilassung von 

Deniz Yücel und ein faires recht-

staatliches Verfahren zur Aufklä-

rung der gegen ihn erhobenen An-

schuldigungen.  

 

Gleiches gilt für alle anderen zu Un-

recht inhaftierten Journalisten in 

der Türkei. Presse- und Meinungs-

freiheit sind in einer Demokratie 

nicht verhandelbar.  Deutschland 

und die Türkei sind in vielfältigster 

Weise verbunden - nicht nur durch 

die fast drei Millionen Menschen 

türkischer Herkunft, die in Deutsch-

land leben, und die engen familiä-

ren und freundschaftlichen Bezie-

hungen zwischen den Menschen 

unserer Länder. Die Türkei ist für 

Deutschland auch ein wichtiger 

Partner mit Blick auf die Lösung des 

Syrienkonflikts, die Bekämpfung 

des internationalen Terrorismus, 

die Zusammenarbeit in Sachen 

Flucht und Migration, die Bündnis-

partnerschaft in der NATO und un-

sere intensiven wirtschaftlichen Be-

ziehungen.  

 

Niemand kann ein Interesse daran 

haben, dass wir mit der Türkei in 

diesen schwierigen Zeiten in 

Sprachlosigkeit oder gar in offene 

Konfrontation verfallen.  

 

SPD-Fraktion legt Gesetzentwurf gegen  

Gehaltexzesse bei Managern vor   

Ein Blick in deutsche Chefetagen 

zeigt jedoch, dass Maß und Mitte in 

vielen börsennotierten Unterneh-

men offensichtlich verloren gegan-

gen sind: Heute verdienen Vor-

stände im Schnitt mehr als das 

50fache des Durchschnittsver-

diensts im Betrieb – unabhängig 

vom eigentlichen Arbeitserfolg.  

Wer Außergewöhnliches leistet o-

der viel Verantwortung trägt, der 

hat ein entsprechend hohes Gehalt 

verdient. Hohe Zusatzleistungen 

(„Boni“) werden sogar dann noch 

gezahlt, wenn ein Unternehmen 

wegen Missmanagements Verluste 

macht und Beschäftigte um ihren 

Job zittern müssen. Mit diesem 

Missverhältnis muss endlich 

Schluss sein! Wir haben deshalb ei-

nem einen Gesetzentwurf vorge-

legt, der in Aktiengesellschaften 

wieder für ein angemessenes Ver-

hältnis zwischen Vorstandsgehäl-

ter und Durchschnittsverdienst sor-

gen soll.  Wir sind der Meinung: 

Überhöhte Gehälter dürfen nicht 

auch noch von allen Steuerzahlern 

mitbezahlt werden. Deshalb for-

dern wir, dass nur noch Gesamtbe-

züge bis maximal 500.000 Euro als 

Betriebsausgabe steuerlich absetz-

bar sein dürfen. Zudem wollen wir 

die unsägliche Praxis beenden, dass 

schlechte Leistungen auch noch be-

lohnt werden: Künftig soll der Auf-

sichtsrat das Recht erhalten, in die-

sem Fall Gehälter oder Ruhebezüge 

von Vorständen nachträglich her-

abzusetzen.  

Außerdem verpflichten wir die Ei-

gentümer, das Verhältnis zwischen 

Vorstandvergütung und Durch-

schnittsverdienst im Unternehmen 

zu beschließen. Die Mitbestim-

mungsrechte von Arbeitnehmern 

bleiben hiervon unberührt. Denn 

der Aufsichtsrat behält das allei-

nige Vorschlagsrecht über das Ver-

gütungssystem. 

 



Kein Export von radioaktivem Material 

Im Vorfeld der  Anhörung zur No-

vellierung des Atomgesetzes hat 

die Bürgerinitiative Umweltschutz 

in Hamm die interessante Frage 

aufgeworfen, ob radioaktives Ma-

terial vom  Hammer THTR ins Aus-

land exportiert werden könnte. Ich 

habe das zuständige Ministerium 

um eine Antwort gebeten und 

diese Frage auch während der An-

hörung im Ausschuss gestellt, an 

der ich in dieser Woche teilgenom-

men habe.   

Mein Eindruck: Der Export radioak-

tiven Materials aus dem ehemali-

gen Atomreaktor in HammUentrop 

ist unwahrscheinlich.  Der Atom-

müll, um den es geht,   lagert jetzt 

in 305 Castor-Behältern im Zwi-

schenlager Ahaus.  Bei der jetzt zur 

Beratung anstehenden neuen Re-

gelung geht es darum, Kernbrenn-

stoffe aus Forschungsreaktoren ins 

Ausland zu bringen und dort zu 

endlagerfähigen Gebinden zu ver-

arbeiten. Meiner Meinung nach 

handelte es sich bei dem Reaktor in 

Hamm nicht um einem For-

schungsreaktor. Damit ist eine Be-

seitigung oder Lagerung der Abfäll-

eim Inland vorgeschrieben. Das zu-

ständige Ministerium hat mir aber 

mitgeteilt, dass noch nicht ab-

schließend geklärt sei, ob es sich 

um einen Forschungsreaktor ge-

handelt habe.  Aber selbst wenn 

unterstellt würde, dass es sich bei 

dem Reaktor in Hamm um einen 

Forschungsreaktor handelt, ist der 

Export untersagt, weil die Abfälle 

bereits auf der Grundlage einer Ge-

nehmigung im Inland zwischenge-

lagert sind.  

Ein Export in das Ausland zur Her-

stellung endlagerfähiger Gebinde 

kann erst genehmigt werden, wenn 

ein genehmigtes Endlager existiert. 

Aus meiner Sicht wird das noch 

eine geraume Zeit in Anspruch neh-

men.  

 

Betriebsrätekonferenz in Lünen 

Ich habe unsere Betriebsrätekonfe-

renz im Bürgerzentrum Lünen-Gah-

men zusammen mit unserem AfA-

Vorsitzenden Kevin Przygodda er-

öffnet. Informationen aus erster 

Hand gab es von unserem NRW-Ar-

beitsminister Rainer Schmeltzer. 

Unsere Gäste waren Betriebs- und 

Personalräte, Mitarbeitervertreter 

der kirchlichen und sozialen Ein-

richtungen sowie Gewerkschafts-

vertreter.   

Ich habe auf unsere Erfolge beim 

Kampf gegen den Missbrauch von 

Leiharbeit und Werkverträgen hin-

gewiesen. Ein Gesetzt, das wir in 

dieser Legislaturperiode verab-

scheidet haben, regelt jetzt, dass 

die  Höchstverleihdauer bei 18 Mo-

naten liegt. Nach neun Monaten 

gibt es den gleichen Lohn, den die 

Stammbeschäftigte erhält. 

 Rainer Schmeltzer,  erinnerte in 

seiner Rede unter anderem an die 

erfolgreiche Umsetzung des Min-

destlohngesetzes, das in NRW sei-

nen Anfang genommen hat. Vom 

Mindestlohn, der inzwischen bei 

8,84 Euro liegt profitieren in NRW 

800.000 Menschen. Zahlreiche Mi-

nijobs sind in sozialversicherungs-

pflichtige Jobs umgewandelt wor-

den und beim Abbau von Arbeitslo-

sigkeit liege NRW derzeit an der 

Spitze aller Bundesländer. Weiter 

(v.l.) AfA-Vorsitzender Kevin Przygodda. NRW-Arbeitsminister Rainer 
Schmeltzer und Michael Thews MdB. 

Atommüll aus dem Hammer THTR 
geht nicht ins Ausland. 



Themen waren das duale Ausbil-

dungssystem, der Fachkräfteman-

gel, sowie Veränderungen bezüg-

lich der Zukunft der Arbeit (Arbeit 

4.0.). Zu Arbeit 4.0 gehört auch ein 

echter Feierabend 4.0, sagte Rainer 

Schmeltzer und kündigte an, im Ar-

beitsschutz bessere gesetzliche 

Rahmenbedingungen zu schaffen.  

 

Wir gestalten den sich wandelnden Arbeitsmarkt 

Arbeitslosengeld Q: Sicherheit durch Qualifizierung  

Unsere Arbeitswelt steckt im tief-

greifenden Wandel: Durch die um-

fassende Digitalisierung aller Ar-

beits- und Produktionsbereiche 

werden neue Tätigkeiten und Qua-

lifikationen nachgefragt, während 

andere nicht länger gebraucht wer-

den. Deshalb müssen wir mehr in 

die Qualifizierung von Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmern in-

vestieren. Nur so verhindern wir, 

dass sich der Fachkräftemangel in 

manchen Berufen verstärkt und 

gleichzeitig Menschen arbeitslos 

sind, weil sie die erforderlichen 

neuen Qualifikationen nicht erwer-

ben konnten. Das war auch Thema 

eines intensiven Gesprächs von Ar-

beitsministerin Andrea Nahles mit 

den NRW-Abgeordneten in Berlin. 

  

Daher ist es so wichtig, dass wir, 

wie von von unserer Ministerin vor-

geschlagen, ein Recht auf Weiter-

bildung schaffen. Die Bundesagen-

tur für Arbeit und Qualifizierung 

soll gesetzlich verpflichtet werden, 

Arbeitslosen, die innerhalb von drei 

Monaten keine neue Beschäftigung 

finden, ein Angebot für eine Quali-

fizierung zu machen, die die Ver-

mittlungschancen nachhaltig er-

höht. Gleichzeitig sollen alle Be-

schäftigten für die Dauer ihres Er-

werbslebens einen Anspruch auf 

Beratung über berufliche Weiterbil-

dung erhalten.  

 

Dafür sieht das Konzept des Ar-

beitslosengelds Q vor, die Bunde-

sagentur für Arbeit zu einer Bunde-

sagentur für Arbeit und Qualifizie-

rung weiterzuentwickeln. Wir wol-

len zudem die Schwelle für den Be-

zug von Arbeitslosengeld I absen-

ken. Damit sind auch jene abgesi-

chert, die wie in der Kreativbranche 

oftmals nur kurzfristig beschäftigt 

sind.   Wer auf einem sehr bewegli-

chen Arbeitsmarkt eine neue Be-

schäftigung finden muss, der soll 

sich auf einen wirksamen Schutz 

der Arbeitslosenversicherung ver-

lassen können.  

Das Arbeitslosengelds Q ist ein klu-

ges, innovatives Konzept, das mehr 

Sicherheit mit deutlich mehr Inves-

titionen in die berufliche Qualifizie-

rung und Weiterbildung verbindet.  

Die SPD steht für eine moderne 

und gerechte Arbeitsmarktpolitik, 

die sich darum kümmert, dass die 

Menschen auch im 21. Jahrhundert 

schnell einen Job finden – gut be-

zahlt und zu fairen Bedingungen. 

Deshalb werden wir in dieser Legis-

laturperiode auch weiter für das 

Gesetz zur Entgeltgleichheit und 

für ein Rückkehrrecht von Teilzeit-

beschäftigten in Vollzeit kämpfen.   

 

 

 

 

Ausweitung des Unterhaltsvorschusses 
Wir haben eine erhebliche Ver-

besserung für die Alleinerzie-

henden und ihre Kinder er-

reicht.  Zukünftig wird die Dauer 

verlängert, für die Alleinerzie-

hende den Unterhaltsvorschuss 

beziehen können: Die bisherige 

Höchstbezugsdauer von 6 Jah-

ren wird aufgehoben und die 

Leistung auf Kinder bis zu 18 

Jahren ausgeweitet. Davon wer-

den schätzungsweise 120.000 

Kinder profitieren. 

 

Der Gesetzentwurf ist seit meh-

reren Wochen in der Diskussion. 

Die Ausweitung des Unterhalts-

vorschusses verursacht nämlich 

Kosten bei Bund, Ländern und 

Kommunen in Millionenhöhe.  

 

Wir verbessern die Situation von Fa-
milien und Alleinerziehenden. 



In Nordrhein-Westfalen besteht 

seit mehr als einem Jahrzehnt 

eine Kostenverteilung, die die 

Hauptlast nicht beim Land, son-

dern bei den Kommunen lässt. 

Wir sind darüber mit der Lan-

desregierung in sehr konstrukti-

ven Gesprächen. Zu keinem Zeit-

punkt in den letzten 10 Jahren – 

auch nicht in der Zeit der Rütt-

gers-Regierung – sind die Finan-

zierungsregelungen geändert 

worden.  

 

Wenn das Gesetz in Kraft tritt, 

soll es auch in Nordrhein-West-

falen zu einer Neuregelung der 

Kostenverteilung zwischen Land 

und Kommunen kommen. 

 

Eine Familie ernähren und für 

die Kinder da sein – diese Aufga-

ben ohne Partner zu bewältigen, 

ist eine riesige Herausforderung, 

der sich Alleinerziehende tag-

täglich stellen müssen. Wenn 

dann der andere Elternteil kei-

nen Unterhalt zahlt, wird die Si-

tuation leicht zur Armutsfalle. 

Um das zu verhindern, erwei-

tern wir den Unterhaltsvor-

schuss für Alleinerziehende.  

 

Neue Klärschlammverordnung   
Mit der Verordnung der Bundesre-

gierung zur Neuordnung der Klär-

schlammverwertung,  schränken 

wir die Ausbringung von Klär-

schlämmen zu Düngezwecken 

stark ein. Die bodenbezogene Klär-

schlammverwertung hat in den 

letzten Jahren zunehmend an Ak-

zeptanz und Bedeutung verloren. 

Weiteres zentrales Element der 

Verordnung ist die Pflicht der Be-

treiber von Abwasserbehandlungs-, 

Klärschlammverbrennungs- sowie 

mitverbrennungsanlagen nach ei-

ner gestaffelten Übergangsfrist von 

zwölf bzw. fünfzehn Jahren, Phos-

phor zurückzugewinnen. Phosphor 

ist eine nur endlich verfügbare Res-

source. Erschwerend kommt hinzu, 

dass Deutschland und nahezu die 

gesamte EU zur Deckung des Phos-

phorbedarfs vollständig von Impor-

ten aus überwiegend politisch in-

stabilen Regionen abhängig sind. 

Auch diese Verordnung der Abfall-

gesetzgebung dient dem Ziel, die 

werthaltigen Bestandteile des Ab-

falls - hier Klärschlamm - umfas-

sender als bisher wieder in den 

Wirtschaftskreislauf zurück zu füh-

ren. 

 

Meine Rede im Bundestag zur Neu-

erung der Klärschlammverordnung 

finden Sie hier. 

 

Verordnung zur Neuordnung der 

Klärschlammverwertung 

Drucksachen 18/10884, 18/11025 

Nr. 2, 18/11443 

 

 

Arzneimittelversorgung stärken  
Eine bessere Arzneimit-

telversorgung ist das Ziel 

eines Beschlusses, den 

wir in dieser Woche ge-

fasst haben. Hersteller 

werden verpflichtet, Lie-

ferengpässe zu melden, 

wenn sie Krankenhaus-

apotheken nicht belie-

fern können. Das gel-

tende Preismoratorium 

für Arzneimittel ohne 

Preisregulierung wird bis 

Ende 2022 verlängert, wobei ab 

2018 eine Preisanpassung 

entsprechend der Inflati-

onsrate stattfinden soll.  

 

Zur Sicherstellung der flä-

chendeckenden Arzneimit-

telversorgung durch Apo-

theken wird zudem die Ver-

gütung bei Standard-Re-

zepturarzneimitteln und 

Betäubungsmitteln erhöht. 

Die Ausschreibungen für 

Impfstoffe und für Zytosta-

tika werden beendet. 

Rede im Bundestag zur Neuerung 
der Klärschlammverordnung. 

Zur Sicherstellung der flächendeckenden Arzneimittelversor-
gung durch Apotheken wird die Vergütung bei Standard-Re-
zepturarzneimitteln und Betäubungsmitteln erhöht. 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/108/1810884.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/108/1810884.pdf
https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7083028#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk=&mod=mediathek
http://dip.bundestag.de/btd/18/108/1810884.pdf
http://dip.bundestag.de/btd/18/110/1811025.pdf
http://dip.bundestag.de/btd/18/114/1811443.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/114/1811449.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/114/1811449.pdf


 

Die Entwicklung innovativer Arz-

neimittel und neuer Wirkstoffe ist 

nicht nur wichtig für eine gute Ge-

sundheitsversorgung, sondern 

auch für die Gesundheitswirtschaft 

in Deutschland. Aus diesem Grund 

haben das Bundesministerium für 

Gesundheit, das Bundesministe-

rium für Bildung und Forschung so-

wie das Bundeswirtschaftsministe-

rium in den vergangenen zwei Jah-

ren einen intensiven Dialog mit 

Vertretern der pharmazeutischen 

Verbände, der Wissenschaft und 

der IGBCE geführt.  

 

Das Gesetz, das wir in diese Woche 

abschließend beraten haben, greift 

wichtige Anregungen aus diesem 

„Pharmadialog“ auf und enthält 

weitere Regelungen, die notwendig 

sind, um die Arzneimittelversor-

gung auf hohem Niveau sicherzu-

stellen.  

 

Unter anderem sollen die Beson-

derheiten von Kinderarzneimitteln 

bei der Nutzenbewertung noch 

besser berücksichtigt werden. Bei 

der Nutzenbewertung von Antibio-

tika wird zukünftig die Resistenzsi-

tuation mit einbezogen. Die Trans-

parenz über die ausgehandelten Er-

stattungsbeträge bleibt auch in Zu-

kunft erhalten.  

 

Polizei und Rettungskräfte beim Einsatz schützen  
Wir wollen Vollzugsbeamte und 

Rettungskräfte beim Einsatz besser 

schützen. Auch wer täglich Streife 

geht oder in der Amtsstube seinen 

Dienst verrichtet, hat mehr Respekt 

verdient. Deshalb soll ein neuer, ei-

genständiger Tatbestand im Straf-

recht eingeführt werden, der Poli-

zisten, Rettungskräfte und Feuer-

wehrleute betrifft und der mit ei-

nem verschärftem Strafrahmen 

(Freiheitsstrafe von drei Monaten 

bis zu fünf Jahren) ausgestaltet 

wird.  

 

Tätliche Angriffe gegen Polizisten 

und Rettungskräfte werden in Zu-

kunft also härter sanktioniert. Die 

SPD-Bundestagsfraktion wird sich 

zudem weiter für mehr Personal 

und eine bessere Ausstattung von 

Sicherheitskräften (z.B. Bodycams) 

einsetzen. Prävention und Sank-

tion, beides ist notwendig, um An-

griffe gegen Polizei und Rettungs-

kräfte wirksamer zu unterbinden 

 

Im Jahr 2015 sind gewalttätige 

Übergriffe auf Polizei und Einsatz-

kräfte um knapp 10 Prozent im 

Vergleich zum Vorjahr gestiegen. 

Das ist erschreckend. Solche An-

griffe sind Angriffe auf uns alle und 

auf unseren Rechtsstaat.

. 

 

Das Verpackungsgesetz kommt  

Wir haben uns im Koalitionsvertrag 

auf ein Wertstoffgesetz verstän-

digt, das die bundesweite Einfüh-

rung einer Sammlung von Verpa-

ckungen und stoffgleichen Nicht-

verpackungen sowie die Auswei-

tung der Produktverantwortung 

vorsieht.  

Das Wertstoffgesetz ist an der 

Frage der Organisationsverantwor-

tung für die zukünftige Wertstoff-

Sammlung gescheitert, obwohl es 

aus ökologischer und ressourcen-

politischer Sicht notwendig gewe-

sen wäre. Das vorliegende Verpa-

ckungsgesetz konzentriert sich nun 

auf die Erhöhung ökologischer An-

forderungen.  

Ziel des Gesetzes ist es, Verpa-

ckungsabfälle vorrangig zu vermei-

den und zukünftig noch mehr Ab-

fälle aus privaten Haushalten der 

Wiederverwendung und dem Re-

cycling zuzuführen. Hierzu werden 

die Recyclingquoten erhöht. Es 

werden zusätzliche kommunale 

Einflussmöglichkeiten auf die 

Sammlung eingeführt. Auch Her-

steller werden stärker in die Pflicht 

genommen, indem die Beteili-

gungsentgelte für Verpackungen 

stärker ökologisch ausgerichtet 

werden. Darüber hinaus soll der 

Rahmen für einen fairen Wettbe-

werb durch die Einrichtung einer 

zentralen Stelle verbessert werden. 

 
Meine Rede finden sie bei: 
 
www.facebook.com/mi-
chael.thews.96  
 
www.michaelthews.de 
 

 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/112/1811274.pdf
http://www.facebook.com/michael.thews.96
http://www.facebook.com/michael.thews.96
http://www.michaelthews.de/


 

 

 

Internationaler Frauentag gegen 

Rechtspopulisten und Chauvinisten 
 
Deutliche Worte zum Internatio-

nalen Frauentag am 8. März. Es 

ist an der Zeit, sich zu unserer 

offenen und toleranten Demo-

kratie zu bekennen und ihre 

Werte zu verteidigen. Rechtspo-

pulisten und Chauvinisten be-

kämpfen weltweit Emanzipa-

tion, Selbstbestimmung und 

Gleichberechtigung. Sie beleidi-

gen und denunzieren Frauen. Sie 

wollen eine Kulturrevolution. Sie 

wollen zurück in eine Gesell-

schaftsform, die wir längst über-

wunden glaubten. Es ist höchste 

Zeit, sich dagegen zu wehren. 

Besonders eindrucksvoll sind die 

Proteste in den USA, wo der ge-

wählte Präsident Frauen herab-

würdigt und beleidigt. Am 21. 

Januar 2017 gingen allein in 

Washington, D.C. über eine 

halbe Million Menschen auf die 

Straße. Weltweit waren es über 

5 Millionen, die beim Women’s 

March in hunderten Städten zu-

sammengekommen sind. 

Frauen überall auf der Welt set-

zen ein eindrucksvolles Zeichen 

für die Verteidigung von Eman-

zipation, Freiheit und Demokra-

tie. Frauen führen, gestalten 

und organisieren die friedlichen 

Proteste. Ihr gemeinsames Ziel: 

Eine gerechte Gesellschaft, die 

zusammenhält und Frauen-

rechte verwirklicht. 

Frauenrechte werden momen-

tan weltweit massiv in Frage ge-

stellt: Konservative Abtrei-

bungsgegner kämpfen gegen 

jegliche sexuelle Selbstbestim-

mung von Frauen, Befürworter 

der Entkriminalisierung von 

häuslicher Gewalt berufen sich 

auf sogenannte traditionelle Fa-

milienwerte. Und radikale Is-

lamisten verleihen ihrem Hass 

auf Frauen mit religiösem Fana-

tismus ungehemmt Ausdruck. 

Auch bei uns in Deutschland 

steht viel auf dem Spiel: deut-

sche Rechtspopulisten propagie-

ren ein äußerst konservatives 

Familienbild: Die Familie be-

steht aus Vater, Mutter und ide-

alerweise drei Kindern. Andere 

Familienformen lehnen sie ab 

und Alleinerziehende sollen 

nicht vom Staat unterstützt 

werden. 

Mit uns gibt es kein Zurück in 

die Gesellschaft der 50er Jahre. 

Wir stehen gemeinsam mit Mar-

tin Schulz für eine offene und 

tolerante Demokratie, in der 

Menschen unabhängig von Ge-

schlecht, sexueller Identität, 

Hautfarbe, Religion, Beruf und 

Einkommen oder Herkunft 

gleichberechtigt und respektvoll 

miteinander leben. Wir wollen 

die vollständige Gleichstellung 

von Frauen und Männern – in al-

len gesellschaftlichen Bereichen, 

auf allen Ebenen.

 

 



 

 

 

PKW-Maut europarechtskonform ausgestalten   
Im Juni 2015 haben wir im Bundes-

tag die von der CSU geforderte Inf-

rastrukturabgabe für Bundesfern-

straßen beschlossen. Wir hatten als 

Bedingungen für unsere Zustim-

mung zur PKW-Maut formuliert, 

dass inländische Autofahrer nicht 

stärker belastet werden und die 

Maut europarechtskonform ist. 

Nachdem die EU-Kommission  

 vor dem EuGH Klage gegen die 

Maut erhoben hat, hat die Bundes-

regierung in den letzten zwei Jah-

ren eine Einigung mit der EU-Kom-

mission verhandelt, die wir nun ge-

setzlich umsetzen werden. Dazu 

ändern wir im Infrastrukturabga-

bengesetz die Staffelung und Höhe 

der Kurzzeitvignette, um diese an 

das europäische Recht besser anzu-

passen. Außerdem ändern wir das 

Verkehrssteuergesetz, um die Steu-

erentlastung inländischer Fahr-

zeuge für die emissionsärmsten 

Fahrzeuge zu erhöhen und so eine 

stärkere ökologische Lenkungswir-

kung zu erzielen. Parallel zum par-

lamentarischen Verfahren prüft 

das Bundesfinanzministerium noch 

einmal, ob die Einführung der Infra-

strukturabgabe insgesamt nicht zu 

Mindereinnahmen des Staates 

führt. 

 

 

KfZ-Steuergesetz ändern  

Die Kohlendioxid-Werte von neuen 

Personenkraftwagen werden vo-

raussichtlich ab Mai 2017 schritt-

weise nach einem neuen Verfahren 

ermittelt. Zur Anwendung kommt 

dann ein weltweit standardisiertes 

Testverfahren, um die Abgasemissi-

onen leichter Kraftfahrzeuge zu er-

mitteln. Ab dem 1. September 2018 

ist das neue Verfahren verbindlich 

bei allen neuen Kraftfahrzeugen 

anzuwenden. Mit dem vorliegen-

den Gesetzentwurf der Bundesre-

gierung soll dieses Messverfahren 

ab diesem Stichtag auch für die Er-

mittlung der Kraftfahrzeugsteuer 

für neu zugelassene Fahrzeuge gel-

ten. Damit soll Rechts- und Pla-

nungssicherheit geschaffen wer-

den und eine gleichmäßige Besteu-

erung gewährleistet werden 

 

Mehr Wohnraum schaffen - Kommunen stärken  
Viele Städte brauchen dringend 

Wachstumsperspektiven und be-

zahlbaren Wohnraum. Mit dem Ge-

setz zum Städtebaurecht erhalten 

Städte und Kommunen verbesserte 

Möglichkeiten der Nachverdich-

tung in Innenstädten, so dass eine 

höhere Bebauungsdichte möglich 

wird, um zusätzlichen bezahlbaren 

Wohnraum zu schaffen.  

 

Mit dem neuen Baugesetzbuch 

wird das Bauen in stark verdichte-

ten städtischen Gebieten leichter 

und schneller. Der Gesetzentwurf 

greift zudem weitere städtebauli-

che Anliegen auf: So werden u.a. 

Rechtsunsicherheiten für Ferien-

wohnungsbetreiber und Kommu-

nen in Zusammenhang mit der Ge-

nehmigung vor allem in reinen und 

allgemeinen Wohngebieten besei-

tigt und die kommunalen Steue-

rungsmöglichkeiten ausgeweitet.  

 

Auf diese Weise wird verhindert, 

dass Wohnraum vor Ort dem Markt 

entzogen wird. Mit dem Gesetz 

wird das Baugesetzbuch an die ge-

änderte Richtlinie zur Umweltver-

träglichkeitsprüfung angepasst 

und eine neue Baugebietskategorie 

„Urbane Gebiete“ eingeführt.

 

 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/112/1811234.pdf
https://www.bundestag.de/presse/hib/2017_02/-/494796
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2017/kw10-de-stadt-zusammenleben/493914
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2017/kw10-de-stadt-zusammenleben/493914


 

Zu Gast beim VDM Rohstoffausschuss 

 Auf Einladung des Ver-

bandes Deutscher Metall-

händler habe ich über die 

die Chancen, Schwierig-

keiten und Aussichten der 

Kreislaufwirtschaft mit 

dem Schwerpunkt auf die 

Rohstoffpolitik gespro-

chen.   

Dabei herrschte Einigkeit 

darüber, dass eine best-

mögliche Ressourcennut-

zung und der Ausbau des 

Recyclingsystems nötig sind. Ei-

nen Effizienzsprung beim Recyc-

ling können wir nur erreichen, 

wenn bereits bei der Produktpla-

nung Aspekte der Abfallvermei 

dung und des Recyclings mitge-

dacht werden. Es muss einen inten-

siven Dialog zwischen Produzen-

ten und den Experten der Kreis-

laufwirtschaft geben.   

Einige Dinge müssen allerdings 

auf europäischer Eben angeregt 

werden – ein gutes Beispiel ist die 

Ökodesign Verordnung, die auch 

Einfluss auf die Zusammenset-

zung von Produkten nehmen 

könnte.   

Für Verbesserungen beim Pro-

duktdesign und der Produktgestal-

tung befürworteten beide Seiten 

die Idee eines Schwarzbuchs. Das 

hatte ich angeregt, um effizienter 

auf Probleme reagieren zu kön-

nen. Hierin sollen von Unterneh-

mensseite konkrete bürokratische 

Hürden, Handlungsbedarfe und 

Lösungsansätze aufgezeigt und an-

geregt werden, die an die Politik 

herangetragen werden. 

  
 

Umweltministerin Barbara Hendricks besucht 

Entsorgungsunternehmen Remondis in Lünen 
Zusammen mit Barbara 

Henricks,  Bundesministerin 

für Umwelt, Naturschutz, 

Bau und Reaktorsicherheit 

habe ich das REMONDIS Lip-

pewerk in Lünen besucht.   

 Im europaweit größten 

Zentrum für industrielles 

Recycling haben wir uns 

über den technischen Stand 

sowie der Dimension der Re-

cyclingaktivitäten am Stand-

ort informiert und erörterte 

anschließend mit der Ge-

schäftsführung Fragen zur 

Zukunft der Kreislaufwirtschaft in 

Deutschland und Europa.        

Ein besonderer Fokus lag auf der 

Weiterentwicklung der Gesetzge 

bung für eine verbesserte Wert-

stofferfassung in Deutschland, die 

ja auch in dieser Woche Thema im 

Parlament war, sowie die Einfüh-

rung von Ökodesignrichtlinien für 

das produzierende Gewerbe, die  

beide als wichtige Voraussetzun-

gen für effizienteres Recycling in 

der Zukunft gelten.  Dabei 

wird den Produzenten vorge-

schrieben, ihre Produkte so zu 

gestalten, dass am Ende mög-

lichst alle darin enthaltenen 

Rohstoffe wiederverwendet 

werden können.    

Als besonders innovatives und 

preisgekröntes Projekt wurde 

der Ministerin dann noch das 

TetraPhos-Verfahren zur 

Rückgewinnung des lebens-

wichtigen Phosphors aus der 

Verbrennungsasche von Klär-

schlämmen vorgestellt, dass 

das Unternehmen in Hamburg be-

treibt.   Ein Thema, das mich in die-

ser Woche  bei der Neuordnung der 

Klärschlammverordnung beschäf-

tigte

Besuch bei Remondis in Lünen mit der Umweltminis-
terin Barbara Hendricks und Remondis-Geschäftsfüh-
rer Herwart Wilms. 

Mit Michael Planger und Marion Finney vom Ver-
band Deutscher Metallhändler. 

https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7083028#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk=&mod=mediathek


Fraktion vor Ort in Hamm: 

Das Gesundheitssystem der Zukunft 

Ich habe am 22. Februar eine sehr 

gut besuchte Veranstaltung zum 

Thema „Das Gesundheitssystem 

der Zukunft“ im Kurhaus Hamm er-

öffnet. Hauptreferent war mein 

Fraktionskollege, der Gesundheits-

experte Prof. Dr. Karl Lauterbach, 

der einen interessanten Überblick 

über unser Gesundheitssystem 

gab.  

Unser Land verfügt über ein effekti-

ves und differenziertes Gesund-

heitssystem. Die ambulante und 

stationäre Versorgung ist insge-

samt gut. Dennoch: Das Prinzip, 

das Hilfen vom Menschen und 

nicht von den Strukturen her ge-

dacht werden müssen, scheint 

noch nicht in allen Bereichen ange-

kommen zu sein. So wird schon mal 

auf eine ganzheitliche Behandlung 

verzichtet,  wenn ein Nacheinander 

der Hilfen für den Leistungserbrin-

ger wirtschaftlicher ist.   

Das „Zwei- Klassen-System“ von 

privater und gesetzlicher Kranken-

versicherung gehört zudem zu 

Gunsten einer Bürgerversicherung, 

in die alle Beschäftigten einzahlen, 

abgeschafft.  Gesundheitsförde-

rung ist eine Querschnittsaufgabe 

und ist dann besonders erfolgreich, 

wenn sie vor Ort im Lebensalltag 

der Menschen ansetzt. Den besten 

Zugang zum Lebensumfeld haben 

die Kommunen mit ihren öffentli-

chen Einrichtungen.   Karl Lauter-

bach gab einen Einblick in die kom-

plizierten und langwierigen Ver-

handlungen mit unserem Koaliti-

onspartner, wenn es um die Zu-

kunft unseres Gesundheitssystems 

geht. Für uns ist klar, wir wollen 

weg, von einer Zwei-Klassen 

Medizin, hin zu  einer paritätischen 

finanzierte Bürgerversicherung.  

Danke für die Unterstützung an 

Wolfgang Rometsch, der die offene 

Fragestunde moderierte.   

Danke auch an Manfred Hemmer, 

den Ehrenvorsitzenden der Hamm-

SPD, der immer dabei ist Wenige 

Tage nach der Veranstaltung durfte 

ich Manfred  zum 80. Geburtstag 

gratulieren.   Und die nächste Gra-

tulation steht auch bald  ins Haus: 

Am 17., März wird Manfred offiziell 

zum Ehrenbürger der Stadt Hamm 

ernannt.

 

Workshop für Medienmacher   
Linda Göttner aus Hamm nahm in 

der vergangenen Woche an einem 

Workshop für junge Medienmache-

rinnen und Medienmacher im 

Deutschen Bundestag teil. Zusam-

men mit der  Bundeszentrale für 

politische Bildung und der Jugend-

presse Deutschland ludt der Deut-

sche Bundestag mittlerweile zum 

vierzehnten Mal junge Journalistin-

nen und Journalisten zu einen 

Workshop nach Berlin ein.  

Eine Woche lang haben die Jugend-

lichen hinter die Kulissen des parla-

mentarischen und medialen Ge-

schehens in der Hauptstadt ge-

blickt. Sie hospitierten in Redaktio-

nen, lernten Hauptstadt-Journalis-

ten kennen, diskutierten mit Abge-

ordneten aller Fraktionen, besuch-

ten Plenarsitzungen im Deutschen 

Bundestag und erstellten eine ei-

gene Zeitung.    

Das Gesundheitssystem der Zukunft mit: (v.l) Manfred Hemmer, Karl Lauter-
bach und Wolfgang Rometsch.  

Mit Linda Göttner im Bundestag. 



 

Politischer Aschermittwoch  

mit Hannelore und Martin 

Der politische Aschermittwoch in 

Schwerte ist immer eine interes-

sante Veranstaltung, bei der ich 

auch in diesem Jahr wieder viele 

Genossinnen und Genossen aus 

meinem Wahlkreis getroffen habe.   

 

In diesem Jahr mit Martin Schulz: 

„Wir treten an, die stärkste politi-

sche Partei in der Bundesrepublik 

zu werden. Ich trete an, der Bun-

deskanzler der Bundesrepublik 

Deutschland zu werden." Klare 

Kante von unserem Kanzlerkandi-

daten. Wie immer war die Stim-

mung im Freischütz ausgezeichnet.  

 

André Stinka, der Generalsekretär 

der NRW-SPD, hatte unseren 

„nächsten Bundeskanzler“ ange-

kündigt. Zusammen mit Hannelore 

Kraft, NRW-Ministerpräsidentin, 

und Norbert Römer, Vorsitzender  

SPD-estliches- Westfalen zog er in 

den Saal ein. Und dann war die 

Bühne frei für „Jetzt ist Schulz“ und 

„Zeit für Martin“.   „Wir haben ein 

wunderbares Land. Aber nicht alles 

in diesem Land ist wunderbar“, 

sagte Martin Schulz und stellt das 

Thema soziale Gerechtigkeit in 

den Mittelpunkt seiner Rede. „Es 

ist seit 153 Jahren der konstante 

Auftrag der SPD, dass sie das Le-

ben der Menschen besser machen 

will“, sagt er und erhält dafür ste-

hende Ovationen. 

 

 

Landesparteitag wählt Hannelore Kraft 

einstimmig zur Spitzenkandidatin 

#NRWIR legen los. Ohne eine ein-

zige Gegenstimme, Enthaltung o-

der ungültige Stimme haben die 

422 Delegierten beim Landespar-

teitag der SPD in Düsseldorf Han-

nelore Kraft zur Spitzenkandidatin 

der Partei bei der Landtagswahl ge-

kürt. Es wurde der Tag für wichtige 

Entscheidungen: Hannelore Kraft 

soll Ministerpräsidentin bleiben 

und tritt erneut als Spitzenkandi-

datin an.  Das Wahlprogramm setzt 

Schwerpunkte für Zusammenhalt 

und Zukunftssicherheit. Seit 

Jahresbeginn sind mehr als 10.000 

Menschen der SPD beigetreten.  

Eine neue Rekordzahl.  

Mit Hans Demmerle, Paul Naumann und Julius Punt im Freischütz Schwerte.   

Zusammen mit meiner Dortmunder Kollegin 

Sabine Poschmann (2. v.l.) freue ich mich 

über eine überzeugende Rede von Hannelore 

Kraft. 

https://www.facebook.com/martinschulz/
https://www.nrwspd.de/2017/02/18/nrwir-legen-los/


FH Hamm beim parlamentarischen Abend 

Bei einem parlamentarischen 

Abend habe ich Prof. Dr. Klaus 

Zeppenfeld getroffen, der mir von 

einem aktuellen Projekt in Gahna 

berichtet. Von meinem letzten Be-

such bei der Fachhochschule in 

Hamm weiß ich, dass sich die FH 

um internationale Kooperationen 

bemüht und inzwischen ein weites 

Netzwerk aufgebaut hat.  Diesen 

Weg setzt die FH fort und bietet 

ihren Studenten damit die Mög-

lichkeit, schon während des Studi-

ums Auslandserfahrungen zu sam-

meln.   Ich habe meine Hilfe Ange-

boten und werde über die deutsch-

israelische Parlamentariergemein-

schaft Kontakte zu israelischen 

Universitäten vermitteln. 

 

 

   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ich verbleibe mit vielen Grüßen aus Berlin und einem herzlichen Glückauf! 

 

 

 
 
 

Michael Thews 
 

Karneval in Hamm, Lünen, Selm und Werne 

 Mit Prof. Dr. Klaus Zeppenfeld beim 
parlamentarischen Abend. 


